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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Pour endiguer la crise du Covid-19, le canton du Tessin a été au-delà des exigences du
Conseil fédéral. Il a décidé de suspendre les chantiers, de fermer toutes les industries
n'exerçant pas leurs activités dans des domaines essentiels comme l'alimentation ou la
santé, et d'appliquer une nouvelle réglementation aux hôtels. Pour Berne, le régime
tessinois était illégal car c'est à la Confédération de manœuvrer en cas de «situation
extraordinaire». Les mesures n'étaient pas conformes au droit fédéral – comme l'a
indiqué le directeur de l'Office fédéral de la justice (OFJ) Martin Dumermuth – puisque
seuls les chantiers et les exploitations ne respectant pas les recommandations en
matière d'hygiène et de distance devaient fermer; les autres entreprises ne devaient
pas cesser leurs activités. Le président du Conseil d'Etat tessinois, Christian Vitta (TI,
plr), a rétorqué qu'une gestion uniforme sur tout le territoire ne faisait pas de sens car
la propagation du virus était différente entre les cantons. Cette situation, qui a duré
plusieurs jours, n'a pas été sans conséquence pour l'économie régionale. En effet, une
cessation d'activités en raison d'une injonction cantonale illégale, ne permettait pas
aux entreprises d'être indemnisées pour le chômage partiel. Pour les entreprises de
constructions tessinoises, il semblait peu probable qu'elles recourent à la justice pour
être indemnisé, puisqu'une demande d'arrêt des chantiers avait été adressée aux
autorités de la part d'acteurs du secteur.

Le 21 mars 2020, le Conseil fédéral a fait un pas en direction d'un compromis :«Si la
situation épidémiologique d'un canton implique un risque pour la santé publique, le
Conseil fédéral peut autoriser ce canton à ordonner, pour une durée limitée, la
restriction ou l'arrêt des activités dans des branches entières de l'économie. Les
entreprises qui respectent de manière crédible les mesures d'éloignement social et
d'hygiène peuvent poursuivre leurs activités» (art. 7e Ordonnance 2 Covid-19). Afin
d'éviter un patchwork fédéraliste et préserver une gestion unifiée de la crise, le Conseil
fédéral a alors posé quelques conditions – un système de santé arrivant à saturation
même après le soutien d'autres cantons, difficulté à respecter les mesures de
prévention pour le secteur économique et fonctionnement entravé par le manque de
main-d'œuvre transfrontalière, et approbation des restrictions par les partenaires
sociaux. En contrepartie, les cantons bénéficiant de la clause d'exemption devaient
autoriser la reprise des activités si une entreprise prouvait le respect de la
réglementation de l'OFSP. Le canton du Tessin remplissait tous les critères, comme l'a
évoqué Alain Berset, pour formuler une demande au Conseil fédéral. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.03.2020
DIANE PORCELLANA

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Hatten die Sprechenden der SGK-NR vor ihrer ersten Behandlung der
Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose erklärt, dass man Leistungen
gegenüber der bundesrätlichen Version von 4'700 auf 6'200 Personen ausdehnen
wolle, zeigte sie sich nun mehrheitlich mit der neusten Version des Ständerates
einverstanden, obwohl von dieser voraussichtlich nur 3'400 Personen pofitieren
würden. Die Kommission lenkte bezüglich des Mindestalters von 60 Jahren bei
Aussteuerung, den anerkannten Ausgaben, der Härtefallklausel und den Branchen mit
sozialpartnerschaftlichen Massnahmen ein. Entsprechende linke oder bürgerliche
Minderheiten fanden in den Detailabstimmungen keine Mehrheiten, wenn auch
teilweise nur sehr knapp nicht. Die Kommission legte jedoch eine Kommissionsmotion
vor, aufgrund derer der Bundesrat die entsprechenden Doppelspurigkeiten für
Branchen mit sozialpartnerschaftlichen Lösungen beseitigen solle. Bei der Frage der
Obergrenze für ÜL machte die Kommission einen Kompromissvorschlag: Sie willigte in
eine Obergrenze ein, setzte diese aber auf das 2.25-fache des allgemeinen
Lebensbedarfs und somit zwischen die Vorschläge von Bundesrat und Ständerat.
Gesundheitsminister Berset sprach sich deutlich für die Änderung aus: Das Parlament
habe sowohl die Anzahl Bezügerinnen und Bezüger als auch die Ausgaben unter die vom

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Bundesrat vorgesehene Höhe gesenkt. Nun habe man den allgemeinen Plafond um 20
Prozent und die Obergrenze der Gesundheitskosten um weitere 30 Prozent gesenkt.
Damit lägen die Beträge unter denjenigen der EL. Diese Senkungen hätten für
Einzelpersonen grosse Auswirkungen, sparten dem Bund aber nur wenig Geld: Eine
Erhöhung des Plafonds von 2 auf 2.25 Prozent koste weniger als CHF 1 Mio. und auch
eine stärkere Erhöhung hätte nur geringe finanzielle Folgen. Mit 115 zu 80 Stimmen (bei 1
Enthaltung) stimmte der Nationalrat diesem Vorschlag für die Höhe des Plafonds
entgegen einer Minderheit Rösti (svp, BE), die bei der ständerätlichen Version bleiben
wollte, zu. Zudem entschied sich der Rat, ebenfalls in Übereinstimmung mit der
Kommission, die Krankheits- und Behinderungskosten durch die Reduktion der
entsprechenden Obergrenze und nicht durch eine Integration in den allgemeinen
Plafond zu regeln. Letzteres hatte Gesundheitsminister Berset zuvor als ungerecht
bezeichnet, da abhängig von der Region in der die Personen wohnen, zum Beispiel
aufgrund der Krankenkassenprämien mehr oder weniger Geld für den allgemeinen
Lebensbedarf zur Verfügung stehen würde. Der Nationalrat nahm zudem eine formale
Korrektur an dieser Klausel vor, indem er die Obergrenze nicht für Alleinstehende oder
Ehepaare, sondern für Alleinstehende und Mehrpersonenhaushalte definierte. Eine
Minderheit Weichelt-Picard (gp, ZG) beantragte, die anrechenbaren Kosten in diesem
Punkt nicht zu reduzieren, da die Personen mit niedrigerem sozioökonomischem Status
überproportional häufig einen schlechten Gesundheitszustand hätten. Diesen Personen
die Krankheits- und Behinderungskosten zu senken, sei «ethisch nicht vertretbar». Mit
126 zu 68 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) setzte sich die Kommissionsmehrheit aber auch
in dieser Frage durch. Festhalten beschloss der Nationalrat schliesslich bei der Frage
der Evaluation: Er lehnte hier mehrheitlich die Version des Ständerates ab, der die
Weiterführung der ÜL offenlassen wollte.
Somit verblieben vier Differenzen: Umstritten waren noch immer die Einsetzung und
Höhe eines allgemeinen Plafonds und eines Plafonds für die Krankheits- und
Behinderungskosten sowie die Regelung der Evaluation. Eine rein formale
Angelegenheit war hingegen die noch ausstehende Bestätigung der Definition von
«Mehrpersonenhaushalten». 2

In der Sommersession 2020 gelang dem Parlament, was eigentlich für die
Frühjahrssession geplant, aufgrund des Corona-bedingten Abbruchs jedoch nicht mehr
möglich gewesen war: Es verabschiedete die Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere
Arbeitslose. 
In der letzten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens machte der Nationalrat
erneut einen Kompromissvorschlag: Die Behinderungs- und Krankheitskosten sollten
entsprechend der Absicht des Ständerates separat vergütet, aber in den Plafond
integriert werden. Im Gegenzug sollte der Plafond gemäss Absicht des Nationalrats bei
Einzelpersonen und Mehrpersonenhaushalten das 2.25-fache des allgemeinen
Lebensbedarfs gemäss Ergänzungsleistungen decken. Eine Minderheit Prelicz-Huber
(gp, ZH) wollte weiterhin auf die separate Vergütung der Krankheitskosten verzichten,
fand jedoch bei 160 zu 28 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ausserhalb der Grünen Fraktion
nur eine zusätzliche Stimme.

Die Einigungskonferenz zeigte sich mit dem Kompromissvorschlag des Nationalrats bei
18 zu 8 Stimmen mehrheitlich einverstanden. In der Ständeratsdebatte präsentierte
Josef Dittli (fdp, UR) dem Rat noch ein letztes Mal die aktuellsten Zahlen: Der Plafond
liege somit bei einer Einzelperson bei CHF 44'000 (anstelle der CHF 39'000, die der
Ständerat vorgesehen hatte), insgesamt ergebe das Mehrkosten von CHF 1.6 Mio., mit
denen jedoch der Anteil Personen, die ihren Lebensunterhalt trotz ÜL nicht decken
könnten, von 16 Prozent bei der ständerätlichen Version auf 3 Prozent gesenkt werden
könne. Damit rechne man mit jährlich CHF 150 Mio. bei 3'400 Bezügerinnen und
Bezügern im Vergleich zu CHF 230 Mio. bei 4'600 Beziehenden, von denen der
Bundesrat ausgegangen war. Alex Kuprecht (svp, SZ) vertrat in der Folge seine
Minderheit auf Abschreibung der Vorlage: Er habe bereits zu Beginn der Debatte zu den
ÜL darauf hingewiesen, dass die Zahlen zur Anzahl Bezügerinnen und Bezüger bei einer
Rezession schnell sehr stark ansteigen könnten – dieses Szenario sei nun sehr viel
schneller und sehr viel gravierender eingetreten als erwartet. Aufgrund der riesigen
Neuverschuldung und des Steuereinbruchs wegen der Corona-Krise solle man nun bei
neuen gebundenen Ausgaben zurückhaltend sein, zumal die Zahl der Bezügerinnen und
Bezüger nun «ein Mehrfaches betragen» würde; er rechne mit jährlich CHF 500 Mio.
bis CHF 1 Mrd. und zwischen 10'000 und 15'000 Bezügerinnen und Bezügern. Kuprecht
und weitere Kritiker des neuen Gesetzes schöpften in ihrer Kritik noch einmal aus dem
Vollen: Die Vorlage missachte das Subsidiaritäts- und das Föderalismusprinzip, sei eine
zu grosse finanzielle Belastung für den Bund, zumal alle anderen Sozialwerke auch nicht
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gesichert seien, stelle eine Verschiebung der Verantwortung von den Sozialpartnern
zum Bund dar, sei der falsche Ansatz, weil ältere Leute Arbeit, nicht Geld wollten, sowie
ein bedenkliches Signal an die Arbeitswelt und an die Über-50-Jährigen. Abschliessend
warb Gesundheitsminister Berset noch einmal für die Vorlage: Er pflichtete bei, dass
die Situation nach Corona nun eine andere sei, betonte jedoch, dass dies nicht gegen
die Vorlage spreche. So seien die gute wirtschaftliche Lage der Schweiz sowie ihre
Handlungsfähigkeit in Krisenzeiten auf das Gleichgewicht zwischen einem offenen,
wettbewerbsfähigen Arbeitsmarkt und einem soliden Sozialsystem zurückzuführen.
Entsprechend solle man nun, nachdem man sich mit Milliarden für die Wirtschaft
engagiert habe, auch CHF 150 Mio. pro Jahr für diejenigen Personen mit der
schwierigsten Situation auf dem Arbeitsmarkt einsetzen. Mit 27 zu 16 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nahm der Ständerat den Vorschlag der Einigungskonferenz an. 

Ein letztes Mal versuche er nochmals, den Rat davon zu überzeugen, dass die ÜL
zukünftig «verheerende Folgen» haben würden, betonte Thomas de Courten (svp, BL) in
der Nationalratsdebatte zum Vorschlag der Einigungskonferenz. Man schaffe damit in
schwierigen Zeiten – insbesondere auch für die übrigen Sozialwerke – ein neues
Sozialwerk – und dies nur als Gegenargument zur Begrenzungsinitiative. Trotz dieser
letzten mahnenden Worte entschied sich der Nationalrat mit 131 zu 57 Stimmen (bei 4
Enthaltungen), den Vorschlag der Einigungskonferenz anzunehmen. Die ablehnenden
Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von je 2
Mitgliedern der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. Ende Session stimmten
schliesslich sowohl der Nationalrat (128 zu 64 Stimmen bei 6 Enthaltungen) als auch der
Ständerat (27 zu 16 Stimmen bei 2 Enthaltungen) der Einführung von
Überbrückungsrenten für ältere Arbeitslose zu. 3

1) Communiqué de presse du CF du 27.3.20; LT, 20.3.20; CdT, NZZ, 24.3.20; CdT, 26.3.20; AZ, CdT, NZZ, 28.3.20; So-Bli,
29.3.20; CdT, 4.4.20
2) AB NR, 2020, S. 288 ff.
3) AB NR, 2020, S. 1181; AB NR, 2020, S. 558 ff.; AB NR, 2020, S. 896 ff.; AB SR, 2020, S. 451 ff.; AB SR, 2020, S. 627
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